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Vorwort
Die politischen Parteien haben, von der Öffentlichkeit fast unbemerkt, einen
grundlegenden Wandel erfahren. Vom Steuerzahler alimentiert, flankiert von den
noch sehr viel großzügiger subventionierten Fraktionen und unterstützt von
einem Heer staatsfinanzierter Abgeordnetenmitarbeiter und Nutznießern partei-
licher Patronage, entwickeln sie sich allmählich von den Bürgern weg zu regel-
rechten Staatsparteien. Die Richtung der parteilichen Willensbildung dreht sich
um: Statt auch von unten erfolgt sie immer mehr nur noch von oben. Kleinere
außerparlamentarische Konkurrenten bleiben von den kräftig sprudelnden Quel-
len an Geld und Posten ausgeschlossen. Mit demokratischen Grundsätzen ist das
nicht mehr vereinbar und verlangt nach Konsequenzen. Die grundsätzliche Be-
rechtigung von Fraktionsfinanzierung und Abgeordnetenassistenz soll allerdings
keineswegs in Frage gestellt werden. Es geht nicht um das Ob, sondern um das
Wie, um das Wieviel und Wofür. Das zentrale Problem der ganzen Entwicklung
ist die mangelnde Kontrolle bei gleichzeitig leichter Verfügbarkeit der Mittel und
großer Versuchung zum Missbrauch.
Das vorliegende schmale Bändchen setzt eigene Arbeiten über die Finanzie-
rung von Fraktionen (Der Verfassungsbruch, 2011) und Abgeordnetenmitarbeiter
(Abgeordnetenmitarbeiter: Reservearmee der Parteien?, Die Öffentliche Verwal-
tung 2011, S. 345 ff.) fort, stellt sie in den größeren Zusammenhang der politik-
wissenschaftlichen Forschungen über Parteienwandel, unterzieht sie einer sorg-
fältigen juristischen Wertung und zeigt die Klagemöglichkeiten für entmündigte
Bürger und diskriminierte Parteien auf. Einen Schnellüberblick über das Thema
geben das Inhaltsverzeichnis am Anfang und die Zusammenfassung am Ende.*
Speyer, im August 2011 Hans Herbert von Arnim
* Elmar Wiesendahl danke ich sehr herzlich für die Durchsicht einer früheren Fas-
sung des Textes und für wertvolle Hinweise, Joachim Wieland für die hilfreiche Kom-
mentierung des verfassungsprozessualen Abschnitts. Alle verbliebenen Mängel gehen
natürlich zu meinen Lasten.
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